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Mitwirkungspflicht von Grosseltern bei der Vaterschaftsabklärung
Sachverhalt

Im Jahre 1993 brachte eine unverheiratete Mutter das Kind EM auf die Welt. Der Vater des Kindes war nicht bekannt. Die VB leitete daraufhin ein Vaterschaftsverfahren ein. Die von der Mutter angegebene Person wurde mit der Vermutung konfrontiert. Da diese Person nicht gänzlich als Vater ausgeschlossen werden konnte, wurde ein DNA-Verfahren eingeleitet. Dieses Verfahren zeigte aber auf, dass die angegebene Person als Vater ausgeschlossen werden kann. Weitere Abklärungen brachten keine neuen Erkenntnisse zu Tage, was die damalige VB veranlasste, das Verfahren abzuschliessen. Zudem lebte die Mutter mit einem neuen Lebenspartner zusammen, der sie heiraten und das Kind adoptieren wollte.

In der Zwischenzeit mussten für die Kinder vormundschaftliche Massnahmen getroffen werden. Bei der Anhörung erfuhr die VB, dass die Mutter gegenüber EM einen neuen Namen als möglichen Vater angegeben hatte. Der Aufenthalt dieser Person ist der aktuellen Vormundschaftsbehörde aber nicht bekannt. Jedoch konnten die Eltern (ev. Grosseltern) dieser Person ermittelt werden. 

Abklärungen durch die VB beim rechtsmedizinischen Institut haben ergeben, dass man die Vaterschaft auch mit grosser Wahrscheinlichkeit über die Grosseltern feststellen kann. 

Sollten sich die "Grosseltern" freiwillig ihre Zustimmung zum Test geben, dann könnte das Verfahren ohne Probleme durchgeführt. Wenn sie sich aber weigern, stellen sich für uns die folgenden Fragen, die die VB vorgängig geklärt haben will:

Fragen:

1. Sind die "Grosseltern" verpflichtet, am Test teilzunehmen? 

2. Können die "Grosseltern" durch die VB oder das Gericht verpflichtet werden am Test teilzunehmen?

3. Welcher Rechtsweg ist notwendig?

4. Gibt es andere Lösungsvorschläge.

5. Sehen Sie Probleme bei der Klärung der Vaterschaft über die Grosseltern, die für EM oder andere Personen nachteilig wären?  

Erwägungen

1. Das Verfahren zur Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhältnisses wird durch das kantonale Prozessrecht geordnet. Allerdings bietet das ZGB dazu Minimalstandards, welche von den Kantonen zu beachten sind. Dazu gehört die Bestimmung in Art. 254 Ziff. 2 ZGB, wonach die am Vaterschaftsverfahren beteiligten Parteien und Dritte an der Untersuchung mitzuwirken haben, die zur Abklärung der Abstammung nötig und ohne Gefahr für die Gesundheit sind. 

Als Dritte gelten insbesondere auch Eltern des Präsumtivvaters (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 79 und 156 zu Art. 254 ZGB; Andrea Büchler, Aussergerichtliche Abstammungsuntersuchungen, ZVW 2005 S. 32, 36; BGE 5P.466/2001).


2. Wenn der Name des Präsumtivvaters bekannt ist, kann gegen diesen die Vaterschaftsklage erhoben werden. Örtlich zuständig ist das Gericht am Wohnsitz einer Partei zur Zeit der Geburt oder der Klage (Art. 16 Bundesgesetz über den Gerichtsstand in Zivilsachen, GStG, SR 272). Im Rahmen dieses Verfahrens können die Grosseltern des Kindes zur Mitwirkung verpflichtet werden, sofern der Wohnsitz beziehungsweise Aufenthalt des Beklagten nicht bekannt ist und auch über die Angehörigen des Präsumtivvaters nicht in Erfahrung gebracht werden kann. Andernfalls kann der Beklagte direkt aufgeboten werden.


3. Die Klage des Kindes gegen seinen Vater kann bis vor Ablauf eines Jahres seit Erreichen der Mündigkeit erhoben werden. Im vorliegenden Fall ist diese Frist noch nicht abgelaufen, weil das Kind heute 15-jährig ist.


4. Damit können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:

a. Sind die "Grosseltern" verpflichtet, am Test teilzunehmen? 
Ja, Art. 254 Ziff. 2 ZGB.

b. Können die "Grosseltern" durch die VB oder das Gericht verpflichtet werden am Test teilzunehmen?
Die Verpflichtung kann nur über das Gericht erfolgen, die Vormundschaftsbehörde hat hiezu keine Kompetenz (Art. 34 Bundesgesetz über genetische Untersuchungen beim Menschen GUMG, SR 810.12). Es ist aber möglich, die Grosseltern zu einer aussergerichtlichen Abklärung zu motivieren, weil bei negativem Ergebnis dadurch Prozesskosten vermieden werden können (Botschaft zum GUMG, BBl 2002 S. 7446 f. Ziff. 2.7.1).

c. Welcher Rechtsweg ist notwendig?
Anhörung der Kindsmutter durch die VB und Prüfung der Glaubwürdigkeit ihrer Aussage, Anordnung einer Beistandschaft nach Art. 309 ZGB und Ermächtigung des Paternitätsbeistandes zur Vaterschaftsklage (Art. 421 Ziff. 8 ZGB). Anschliessend Vaterschaftsklage des Kindes, vertreten durch den Beistand, gegen den Präsumtivvater.

d. Gibt es andere Lösungsvorschläge.
Wie unter b) beschrieben sollte mit den Eltern des Präsumtivvaters das Gespräch gesucht werden, vielleicht kennen diese die Adresse ihres Sohnes, dann kann sich eine Möglichkeit zum direkten Kontakt mit dem Sohn ergeben, was eventuell weiteren Aufschluss darüber gibt, ob er in Frage kommt.

Es ist allerdings zu bedenken, dass die Unterhaltsklage nur auf die Zukunft sowie für ein Jahr vor Klageerhebung eingereicht werden kann (Art. 279 ZGB). Das bedeutet im vorliegenden Fall, dass das Kind mit jedem Tag, der verstreicht, Unterhaltsbeiträge einbüsst, soweit die Mutter nicht alleine und vollständig dafür aufkommt. Es sollte aus diesem Grund nicht gezögert werden, sondern die Vaterschafts- und Unterhaltsklage zügig vorangetrieben werden.

e. Sehen Sie Probleme bei der Klärung der Vaterschaft über die Grosseltern, die für EM oder andere Personen nachteilig wären?  
Nein, solche sind nicht erkennbar, solange entweder die an der aussergerichtlichen Abklärung Beteiligten ihr Einverständnis gegeben haben oder im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens die entsprechenden Beweisabnahmen verfügt werden. Strafbar wäre nur die Abklärung ohne Kenntnis der Betroffenen (Art. 36 GUMG).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13. Mai 2008
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